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SÄCHSISCHES 

OBERVERWALTUNGSGERICHT  
 

Beschluss 
 

In der Verwaltungsrechtssache 
 
 

des Herrn 
vertreten durch die Betreuerin 
 
 - Kläger - 
 - Beschwerdeführer - 
 
 
prozessbevollmächtigt:  
 
 

gegen 
 
 

die Stadt Plauen 
vertreten durch den Oberbürgermeister  
Unterer Graben 1, 08523 Plauen 
 
 - Beklagte - 
 - Beschwerdegegnerin - 
 

 
wegen 

 
 

Grundsteuererlasses  
hier: Beschwerde gegen die Nichtbewilligung von Prozesskostenhilfe 
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hat der 3. Senat des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts durch den Vorsitzenden 
Richter am Oberverwaltungsgericht Dr. Freiherr von Welck, die Richterin am 
Oberverwaltungsgericht Drehwald und den Richter am Oberverwaltungsgericht 
Groschupp  
 
am 16. Oktober 2014 

beschlossen: 
 
 
Die Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts Chemnitz 
vom 1. Juli 2014 - 1 K 1019/13 - wird zurückgewiesen. 
 
Der Kläger trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 

Gründe 

Die Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts, mit dem 

sein Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung seines 

Prozessbevollmächtigten abgelehnt wurde, hat keinen Erfolg.  

Nach § 166 VwGO i. V. m. § 114 Satz 1 ZPO erhält eine Partei, die nach ihren 

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, 

nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, auf Antrag Prozesskostenhilfe, wenn 

die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht 

auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint.   

Das Verwaltungsgericht Chemnitz hat den Antrag auf Gewährung von 

Prozesskostenhilfe unter Beiordnung des Prozessbevollmächtigten des Klägers 

abgelehnt, weil für die Klage auf Verpflichtung der Beklagten, ihm hinsichtlich seiner 

Grundstücke in Plauen die Grundsteuer für das Jahr 2012 in Höhe von 50 % zu 

erlassen, keine hinreichenden Erfolgsaussichten bestünden. Der Kläger habe nämlich 

keine ausreichenden Vermietungsbemühungen dargetan. Gerade bei einem 

strukturellen Überangebot, wie es im Gebiet der Beklagten vorhanden sein dürfte, sei 

erforderlich, dass der Eigentümer entweder selbst oder mittels beauftragter Dritter das 

Objekt durch Vermietungsangebote dem Markt in Gestalt der potenziellen 

Mietinteressenten zur Kenntnis bringe. Auch wenn die tatsächlichen 
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Vermietungschancen bei einem strukturellen Überangebot gering seien, dürfe der 

Eigentümer Vermarkungsbemühungen nicht gänzlich einstellen oder auf Maßnahmen 

beschränken, mit denen der Markt nicht annäherungsweise erreicht werde. Für die hier 

in Streit stehende Grundsteuer für 2012 habe der Kläger nicht einmal im Einzelnen 

vorgetragen, geschweige denn nachgewiesen, inwiefern er die leerstehenden Häuser 

am Markt angeboten habe. Ein Schreiben des von ihm beauftragten Maklerbüros S.... 

vom 14. September 2012 lasse solche Bemühungen nicht erkennen. Auch die den in 

Akten befindlichen Fotos von Schildern, die mit dem Hinweis auf die Absicht, die 

Grundstücke vermieten zu wollen, an den Hausfassaden angebracht seien, ließen keine 

geeigneten Vermietungsbemühungen erkennen. Der Vortrag, es sei schon mehrfach 

vorgekommen, dass der Makler mit Mietinteressenten Besichtigungstermine 

durchgeführt habe, sei unsubstantiiert. Hinsichtlich einzelner Grundstücke seien 

Vermietungsbemühungen noch nicht einmal ansatzweise vorgetragen. Bei der 

Sachlage könne deshalb dahinstehen, ob der Antrag auf Gewährung von 

Prozesskostenhilfe auch deshalb abzulehnen sei, weil der Kläger trotz gerichtlicher 

Aufforderung keine Angaben zu den Bruttoeinnahmen seiner Ehefrau und zum 

Verkehrswert seiner Grundstücke gemacht habe.  

Die Beschwerde hiergegen hat im Ergebnis keinen Erfolg. Zwar folgt der Senat dem 

Verwaltungsgericht bei der Beurteilung der Erfolgsaussichten der Klage nicht. Für die 

hier maßgebliche Frage, ob der Kläger ausreichende Vermarkungsbemühungen 

unternommen hat, um beurteilen zu können, ob er die von ihm angegebene Minderung 

des Rohertrags gemäß § 33 Abs. 1 Satz 1 GrStG zu vertreten hat oder nicht, reicht es 

nämlich im Rahmen der im vorliegenden Verfahren summarisch vorzunehmenden 

Prüfung der Sach- und Rechtslage aus, dass der Kläger unter Vorlage geeigneter 

Belege angegeben hat, im maßgeblichen Beurteilungszeitraum überhaupt solche 

Bemühungen angestellt zu haben. Welche Anforderungen an den Kläger dabei im 

Einzelnen zu stellen sind und ob sie vom Umfang her unter Heranziehung der 

Umstände des Einzelfalls ausreichen (hierzu zuletzt SächsOVG, Urt. v. 12. Juni 2014 - 

3 A 674/12 -, juris Rn. 32 m. w. N.), muss der Aufklärung in der Hauptsache 

überlassen bleiben. Da, wie sich aus dem Bestätigungsschreiben des Maklerbüros vom 

14. September 2012 ergibt („weiterhin“), das vom Kläger beauftragte Büro seit einer 

gewissen Zeit versucht, die streitgegenständlichen Objekte zu vermieten, es nach 

seinen Angaben auch schon mehrfach vorgekommen sein soll, dass das Maklerbüro 
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mit Interessenten Besichtigungen durchgeführt hat, und durch die in der 

Verfahrensakte enthaltenen Fotos vom Kläger selbst unternommene 

Vermietungsbemühungen dokumentiert sind, sind die im Rahmen eines 

Prozesskostenhilfeverfahrens zu stellenden Anforderungen an die Substantiierung des 

Vorbringens erfüllt. Welche Maßnahmen vom Maklerbüro im Einzelnen ergriffen 

worden sind, ist gegebenenfalls durch Einvernahme des Maklers in der mündlichen 

Verhandlung zu klären. 

Allerdings ist der Antrag auf Gewährung von Prozesskostenhilfe im Ergebnis deshalb 

zu Recht abgelehnt worden, weil der Kläger seiner Verpflichtung gemäß § 117 Abs. 2 

Satz 1 ZPO nicht nachgekommen ist, die für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe 

erforderlichen Angaben vollständig zu machen, obwohl das Gericht ihn mit 

gerichtlicher Verfügung vom 6. Februar 2014 hierauf im Einzelnen hingewiesen hatte. 

In diesem Fall kann das Gericht den Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe 

ablehnen (Philippi, in: Zöller, ZPO, 30. Aufl. 2014, § 117 Rn. 17 m. w. N.).  

Vorliegend hat der Kläger trotz gerichtlicher Aufforderung schon nicht die 

formularmäßig abgefragten Angaben über den Wert seines Grundeigentums gemacht. 

Diese Angabe ist unter anderem deshalb erforderlich, um prüfen zu können, ob es dem 

Kläger i. S. v. § 115 Abs. 3 Satz 1 ZPO zumutbar ist, sein (Grund-)Vermögen 

einzusetzen. Auf diese Angaben kann vorliegend auch nicht deshalb verzichtet 

werden, weil sich das Gericht durch die dem Antrag auf Gewährung von 

Prozesskostenhilfe beigefügten Anlagen ein zuverlässiges Bild über seine 

wirtschaftlichen Verhältnisse machen könnte oder es auf die Angaben aus anderen 

Gründen nicht ankäme. Der Kläger ist bekanntlich Eigentümer mehrerer Grundstücke 

im Stadtgebiet der Beklagten. Zwar hat er die entsprechenden Grundbuchauszüge und 

als „Beleg 2“ zu dem von ihm am 22. Oktober 2013 unterzeichneten 

Erklärungsformular das „Ergänzungsblatt II zu Nr. 25 und 26 des 

Vermögensverzeichnisses“ in Ablichtung vorgelegt, aus dem sich ergibt, dass die 

insgesamt sechs Grundstücke teilweise belastet sind. Allerdings ergibt sich aus den 

Angaben nicht, ob die Grundstücke noch einen über die Belastungen hinausgehenden 

Vermögenswert haben und damit grundsätzlich verwertbar wären. Insbesondere ist das 

in der Anlage als „bebautes Grundstück (ehem. Offiziersschule) Grenzstation“ 

bezeichnete Grundstück überhaupt nicht belastet. Der bloße Hinweis in der 
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Beschwerdebegründung mit Schriftsatz vom 17. Juli 2014, dass die Grundstücke 

aufgrund der Lage keinen Wert hätten, der sich im Rahmen einer Finanzierung oder 

Versteigerung zunutze machen lasse, kann diese Angaben nicht ersetzen. Hinweise 

darauf, dass es sich um nicht einzusetzendes Vermögen i. S. v. § 115 Abs. 3 Satz 2 

ZPO i. V. m. § 90 Abs. 2 StGB XII handeln könnte, ergeben sich aus den Unterlagen 

ebenfalls nicht. Daher konnte auf die Angaben des Vermögenswerts des 

Grundeigentums (Buchst. G Nr. 2 Spalte 3 des Erklärungsformulars über die 

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse bei Prozess- oder 

Verfahrenskostenhilfe) nicht verzichtet werden.  

Darüber hinaus hat der Kläger trotz Aufforderung auch keine weiteren Angaben zum 

Bruttoeinkommen seiner Ehefrau (Buchst. E Nr. 3 Spalte „Rente/Pension?“ des 

Erklärungsformulars) gemacht. Dass diese Rentnerin sei, wie in der vorbezeichneten 

Beschwerdebegründung angegeben, macht solche Angaben genauso wenig überflüssig 

wie die Tatsache, dass dem Kläger gegen seine Ehefrau wohl kein Anspruch auf 

Prozesskostenvorschuss gemäß § 1360a Abs. 4 Satz 1 BGB zusteht, weil es sich 

vorliegend nicht um eine persönliche Angelegenheit des Klägers handeln dürfte. Denn 

das Einkommen des Ehegatten ist wenigstens nach § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2a ZPO zu 

berücksichtigen, auch wenn es nicht mit dem Einkommen des Klägers 

zusammengerechnet wird (Philippi a. a. O. § 115 Rn. 7 m. w. N.; BAG, Beschl. v. 5. 

April 2006, MDR 2006, 1307). Daher konnte auch insoweit nicht auf vollständige 

Angaben des Klägers verzichtet werden.  

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. 

Die außergerichtlichen Kosten des Beschwerdeverfahrens werden gemäß § 166 

VwGO i. V. m. § 127 Abs. 4 ZPO nicht erstattet. Einer Streitwertfestsetzung bedarf es 

nicht, da nach § 3 Abs. 2 GKG i. V. m. Nr. 5502 des Kostenverzeichnisses eine 

Festgebühr anfällt. 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

 
gez.: 
v. Welck                                             Drehwald                                           Groschupp 
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Ausgefertigt: 

Bautzen, den  

Sächsisches Oberverwaltungsgericht 

 

Gentsch 

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

 

 
 
 
 
 
 
 


